
 

 

Sächsischer Landtag 
8. Wahlperiode 

Antrag 

der AfD-Fraktion  

Gewalttätige Kinder zur Verantwortung ziehen – Strafmündigkeit auf 12 
Jahre absenken 

Der Landtag möge beschließen: 
 
I. Der Landtag stellt fest: 
 

1. Nach geltendem Recht sind Kinder bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres schuld-
unfähig (§ 19 StGB). Diese Rechtslage begrenzt die Eingriffsmöglichkeiten von Poli-
zei und Justiz bei schweren und wiederholten Straftaten durch unter 14-Jährige er-
heblich. 
 

2. Das Jugendstrafrecht gilt grundsätzlich für 14- bis unter 18-Jährige; für 18- bis unter 
21-Jährige (Heranwachsende) kann es dem Wortlaut nach bei Vorliegen bestimmter 
Voraussetzungen angewendet werden. Die als Ausnahmebestimmung konzipierte 
Regelung des § 105 Jugendgerichtsgesetz (JGG) stellt in der gerichtlichen Praxis 
jedoch die Regel dar.  
 

3. Die Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) weist für 2024 bundesweit 101.886 als tatver-
dächtig registrierte Kinder (unter 14 Jahren) aus;1 im Bereich der Gewaltkriminalität 
wurden 13.755 tatverdächtige Kinder erfasst (+11,3 Prozent gegenüber 2023).2 Für 
den Freistaat Sachsen wurden 2025 insgesamt 4.816 tatverdächtige Kinder ermittelt; 
wegen Gewaltkriminalität wurden 682 Kinder registriert. Damit bleibt Kinder- und Ju-
gendkriminalität auch auf Landesebene ein sicherheitsrelevantes Problemfeld. 
 

4. Freiheitsentziehende Unterbringungen zum Schutz des Kindes und Dritter sind nach 
geltendem Familienrecht zwar möglich, erfordern jedoch eine richterliche Genehmi-
gung des Familiengerichts (§ 1631b BGB) und sind für akut notwendige Sicherungs-
maßnahmen der Polizei und Staatsanwaltschaft bei nicht strafmündigen Kindern nur 
eingeschränkt nutzbar. 

 
 
 

 
1  Siehe https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1243155/umfrage/straftatverdaechtige-kinder-und-ju-

gendliche-in-deutschland/. 
2  Siehe https://www.bundestag.de/presse/hib/kurzmeldungen-1103418. 
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II. Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf allen Ebenen dafür einzusetzen, dass die 
Altersgrenze für die Strafmündigkeit von 14 auf 12 Jahre herabgesetzt wird, das Jugend-
strafrecht nur noch bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres Anwendung findet und der 
Staatsanwaltschaft ermöglicht wird, ein delinquentes Kind vorläufig festzunehmen sowie 
beim Familiengericht einen Antrag auf freiheitsentziehende Maßnahmen zu stellen und 
hierzu dem Bundesrat einen Gesetzentwurf vorzulegen, mit dem die Vorschriften des 
Strafgesetzbuches, des Jugendgerichtsgesetzes, der Strafprozessordnung und des Bür-
gerlichen Gesetzbuches entsprechend modifiziert werden. 

 
 
Begründung: 
 
Die Zahl tatverdächtiger Kinder und Jugendlicher bewegt sich seit Jahren auf einem besorg-
niserregenden Niveau. Nach der PKS des Bundes wurden im Jahr 2024 bundes-
weit 101.886 Kinder unter 14 Jahren als tatverdächtig registriert. Hinzu kamen 192.863 Ju-
gendliche im Alter von 14 bis unter 18 Jahren sowie 156.889 Heranwachsende im Alter von 
18 bis unter 21 Jahren.3 Bereits diese Größenordnungen zeigen, dass Delinquenz junger 
Täter kein Randphänomen ist, sondern ein sicherheitsrelevantes Massenphänomen mit er-
heblicher praktischer Bedeutung für Polizei, Justiz, Schulen, Jugendhilfe und Kommunen. 
 
Besonders besorgniserregend ist die Entwicklung im Bereich der Gewaltkriminalität. Das 
Bundeskriminalamt (BKA) weist für 2024 13.755 tatverdächtige Kinder, 31.383 tatverdäch-
tige Jugendliche und 19.912 tatverdächtige Heranwachsende im Bereich der Gewaltkrimi-
nalität aus. Nach den Angaben des BKA stieg die Zahl tatverdächtiger Kinder in diesem 
Deliktsfeld gegenüber 2023 um 11,3 Prozent, die Zahl tatverdächtiger Jugendlicher um 3,8 
Prozent; zugleich erreichten die Anteile von Kindern und Jugendlichen an allen Tatverdäch-
tigen der Gewaltkriminalität neue Höchststände. Damit ist offenkundig, dass sich schwere 
Delinquenz zunehmend in jüngere Altersgruppen verlagert.4 
 
Auch auf Landesebene bestätigt sich diese Entwicklung. Für den Freistaat Sachsen wurden 
in der PKS 2025 4.816 tatverdächtige Kinder, 8.658 Jugendliche und 7.066 Heranwach-
sende registriert. Im Bereich der Gewaltkriminalität wurden 682 Kinder, 1.384 Jugendli-
che und 890 Heranwachsende als Tatverdächtige erfasst. Der sächsische Jahresüberblick 
zeigt zudem, dass der Anteil tatverdächtiger Kinder und Jugendlicher an allen Tatverdäch-
tigen der Gewaltkriminalität im Langzeitvergleich deutlich gestiegen ist: von 13 Prozent im 
Jahr 2016 auf 24 Prozent im Jahr 2025. 2024 waren es noch 653 Kinder, welche einer Ge-
walttat verdächtig waren.5 Damit ist Kinder- und Jugendgewalt im Freistaat längst kein bloß 
punktuelles, sondern ein strukturelles Problem der inneren Sicherheit. 
 
Insbesondere der deutliche Anstieg im Bereich der Gewaltkriminalität zeigt, dass es sich 
nicht mehr um bloße Bagatellfälle oder gelegentliche Grenzüberschreitungen handelt, son-
dern in einer wachsenden Zahl von Fällen um erhebliche Delinquenz mit spürbaren Folgen 
für Opfer, Öffentlichkeit und Sicherheitsbehörden. Wenn bereits Kinder unter 14 Jahren 
durch schwere oder wiederholte Straftaten auffallen, stößt der Rechtsstaat mit den derzeiti-
gen gesetzlichen Instrumenten erkennbar an Grenzen. 
 

 
3  Siehe https://www.bundestag.de/presse/hib/kurzmeldungen-1103418. 
4  Siehe https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/PolizeilicheKriminalstatis-

tik/PKS2024/Polizeiliche_Kriminalstatistik_2024/Polizeiliche_Kriminalstatistik_2024.html. 
5  Siehe https://www.n-tv.de/regionales/sachsen/Anstieg-der-Gewaltkriminalitaet-in-Sachsen-alarmierend-

article25671311.html?utm. 
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Nach geltender Rechtslage sind Kinder bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres gemäß 
§ 19 StGB schuldunfähig. Damit scheidet eine strafrechtliche Verantwortlichkeit selbst dann 
aus, wenn im Einzelfall die sittliche und geistige Reife vorhanden ist, das Unrecht der Tat 
einzusehen. Polizei und Staatsanwaltschaft können bei schwer delinquentem Verhalten 
nicht mit den Mitteln reagieren, die bei strafmündigen Tätern zur Verfügung stehen. Dies 
führt nicht nur zu Vollzugsdefiziten, sondern auch zu einer Schutzlücke zulasten der Allge-
meinheit und oftmals auch zulasten der betroffenen Kinder selbst, deren kriminelle Entwick-
lung zu spät oder nicht hinreichend wirksam unterbunden wird. 
 
Die Herabsetzung des Strafmündigkeitsalters auf 12 Jahre trägt dem Umstand Rechnung, 
dass Kinder heute vielfach deutlich früher mit Gewaltinhalten, digital vermittelten Tatmustern 
und strafrechtlich relevantem Verhalten konfrontiert sind. Zugleich ist festzustellen, dass 
gerade bei mehrfach auffälligen Kindern häufig ein ausgeprägtes Bewusstsein für Regel-
verstöße und deren Folgen vorhanden ist. Wer in diesem Alter gezielt Eigentums-, Körper-
verletzungs- oder sonstige Gewaltdelikte begeht, handelt nicht selten mit hinreichender Ein-
sicht in das Unrecht seiner Tat. Der Gesetzgeber ist deshalb gehalten, die bestehende Al-
tersgrenze kritisch zu überprüfen und an die tatsächlichen gesellschaftlichen Verhältnisse 
anzupassen. 
 
Eine Absenkung der Strafmündigkeit bedeutet dabei keineswegs, Kinder wie Erwachsene 
zu behandeln. Auch für 12- bis 14-Jährige ist ein altersangemessen ausgestaltetes Sankti-
onssystem erforderlich, das den Erziehungsgedanken wahrt, zugleich aber verbindliche Re-
aktionen des Rechtsstaats ermöglicht. Gerade das Jugendstrafrecht zeigt, dass strafrecht-
liche Verantwortlichkeit und erzieherische Ausrichtung kein Widerspruch sind. Vielmehr 
kann eine frühe, klare und rechtsstaatlich geordnete Reaktion dazu beitragen, kriminelle 
Karrieren zu verhindern, Normgeltung zu verdeutlichen und weitere Opfer zu vermeiden. 
 
Auch die gegenwärtige Praxis bei Heranwachsenden bedarf der Korrektur. Die Anwendung 
von Jugendstrafrecht auf 18- bis unter 21-Jährige war vom Gesetzgeber als Ausnahme vor-
gesehen, wird in der gerichtlichen Praxis jedoch häufig zum Regelfall. Dies führt dazu, dass 
selbst bei volljährigen Tätern vielfach ein Sonderstrafrecht zur Anwendung kommt, obwohl 
die Volljährigkeit im Übrigen die volle rechtliche Eigenverantwortung begründet. Eine kon-
sequente Begrenzung des Jugendstrafrechts auf Täter bis zur Vollendung des 18. Lebens-
jahres dient daher der Systemklarheit und stärkt die Verbindlichkeit des Erwachsenenstraf-
rechts. 
 
Darüber hinaus zeigt die Praxis, dass bei nicht strafmündigen Kindern eine akute Gefahren-
lage oft nicht hinreichend schnell und effektiv bewältigt werden kann. Zwar kennt das Fami-
lienrecht mit § 1631b BGB die Möglichkeit freiheitsentziehender Maßnahmen, diese ist je-
doch auf den Schutz- und Fürsorgekontext zugeschnitten und für kurzfristig notwendige si-
cherheitsbehördliche Reaktionen nur eingeschränkt geeignet. Insbesondere bei erheblich 
delinquenten Kindern, von denen eine konkrete Gefahr für Dritte oder für sich selbst aus-
geht, müssen Polizei und Staatsanwaltschaft in die Lage versetzt werden, unverzüglich zu 
handeln, das Kind vorläufig festzunehmen und eine familiengerichtliche Entscheidung über 
weitergehende Schutz- und Sicherungsmaßnahmen herbeizuführen.6 
 
Der Schutz der Bevölkerung vor schweren Straftaten, der Schutz potenzieller Opfer und der 
Schutz des delinquenten Kindes vor weiterer Verrohung verlangen ein wirksames, abge-
stuftes und praxistaugliches Instrumentarium. Der Rechtsstaat darf sich gerade bei schwe-
ren oder wiederholten Taten nicht auf den Hinweis beschränken, Strafunmündigkeit 

 
6  Siehe auch https://www.mdr.de/nachrichten/sachsen/leipzig/leipzig-leipzig-land/kriminelle-jugendbande-

streit-freiheitsentziehende-massnahmen-100.html. 
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schließe weitere Maßnahmen aus. Wo erhebliche Normverstöße auftreten, muss der Staat 
handlungsfähig bleiben. 
 
Die geforderten Änderungen im Strafgesetzbuch, Jugendgerichtsgesetz, in der Strafpro-
zessordnung und im Bürgerlichen Gesetzbuch sind deshalb notwendig, um bestehende Re-
gelungslücken zu schließen, den Handlungsspielraum der Sicherheits- und Justizbehörden 
zu erweitern und auf delinquentes Verhalten frühzeitiger und konsequenter reagieren zu 
können. Ziel ist nicht bloße Härte, sondern wirksame Prävention, klare Verantwortungszu-
weisung und ein verbesserter Schutz der Allgemeinheit. 
 
Dresden, 05.06.2026 
 
 
Jörg Urban, MdL und AfD-Fraktion 
i.V. Jan-Oliver Zwerg,  
MdL und AfD-Fraktion 
 

Unterschrieben von
JAN-OLIVER ALDO ZWERG
am 08.06.2026
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